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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften 
(StÄndG 1970) 

(Schriftlicher Bericht des Finanzaussdiusses) 


A, Problem 

1. Die zwangsläufig unterschiedlichen Steuererhebungsformen 
und Einkunftsermittlungssysteme bei der Einkommen- und 
der Lohnsteuer bringen für die Arbeitnehmer trotz gleicher 
Tarifbelastung gewisse steuerliche Nachteile, die durch den 
1965 eingeführten Arbeitnehmer-Freibetrag von 240 DM 
nicht genügend ausgeglichen werden. 

2. Die ab 1967 eingeführte 40-km-Grenze für Fahrten zwischen 
Wohnung und Arbeitsstätte hat sich als erhebliche Härte 
in den Fällen erwiesen, in denen Steuerpflichtige weniger 
aus privaten als mehr aus Struktur- oder arbeitsmarktpoli- 
tischen Gründen mehr als 40 km von der Arbeitsstätte ent- 
fernt wohnen. 

3. Seit dem Zweiten Steuer änderungsgesetz 1967 wird zur 
Behebung der seinerzeitigen Haushaltsschwierigkeiten eine 
Ergänzungsabgabe zur Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer erhoben. Diese Abgabe ist ihrer Natur nach lediglich 
eine vorübergehende Maßnahme zur Behebung der seiner- 
zeitigen Haushaltsschwierigkeiten. 


B. Lösung (Mehrheitsbeschluß) 

1. Der Arbeitnehmer-Freibetrag von 240 DM wird für das 
Kalenderjahr 1970 auf 360 DM und ab 1971 auf jährlich 
480 DM erhöht. 

2. Die 40-km-Grenze in § 9 Abs. 1 Ziff. 4 EStG fällt weg. Der 
Wegfall betrifft nicht nur Arbeitnehmer, sondern auch alle 
übrigen Steuerpflichtigen. Der Wegfall gilt nicht nur für 
Fahrten mit dem Kraftfahrzeug, sondern auch für alle ande- 
ren Fahrten, insbesondere auch solche mit öffentlichen Ver- 
kehrsmitteln. 
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3. Die Ergänzungsabgabe wird stufenweise dahin abgebaut, daß 
sie ab 1971 nur noch von einem zu versteuernden Einkom- 
mensbetrag von über 32 040 DM bei Ledigen und von über 
64 080 DM bei Verheirateten erhoben wird. Mit Ablauf des 
Jahres 1971 tritt das Ergänzungsabgabegesetz ganz außer 
Kraft. 

4. Die Änderungen im Spar-Prämiengesetz und im Wohnungs- 
bau-Prämiengesetz beruhen auf der Erhöhung des Arbeit- 
nehmer-Freibetrages und stellen somit nur eine Folge dar. 


C. Alternative (Empfehlung der Minderheit) 

An Stelle der vorgeschlagenen steuerlichen Regelungen das 
Kindergeld ab 1. September 1970 vom zweiten Kind an um je 
10 DM zu erhöhen und vom 1. Januar 1971 an die Einkommens- 
grenze für das Zweitkindergeld fallenzulassen. 


D. Kosten 


Es ergeben sich folgende Mindereinnahmen: 


Rechnungsjahr 1971 
Rechnungsjahr 1972 
Rechnungsjahr 1973 


insgesamt 
1 500 Millionen 

1 905 Millionen 

2 100 Millionen 


Bund 

745 Millionen 
1 360 Millionen 
1 530 Millionen 
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Schriftlicher Bericht 

des Finanzausschusses 
(6. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 1970) 

— Drucksache Vl/75 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Häfele *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/75 — in der 
anliegenden Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 8. Juni 1970 


Der Finanzausschuß 


Dr. Schmidt (Wuppertal) 

Vorsitzender 


Dr. Häfele 

Berichterstatter 


*) folgt als ^ Drucksache Yl/917 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung steuerrechtlicher Vorschriften 
(Steueränderungsgesetz 1970) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 


A r t i k e 1 1 | 

Einkommensteuergesetz 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der : 
Bekanntmachung vom 12. Dezember 1969 (Bundes- ' 
gesetzbl. I S. 2265), zuletzt geändert durch das Ge- | 
setz zur Änderung und Ergänzung bewertungsrecht- 
licher Vorschriften und des Einkommensteuergeset- 
zes vom 1970 (Bundesgesetzbl. IS... .), 

wird wie folgt geändert: 

1. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Im Absatz 1 werden ; 

aa) in der Ziffer 4 der zweite Satz gestri- 
chen und im letzten Satz die Worte 
„Satz 3" durch „Satz 2" ersetzt; 

bb) in der Ziffer 5 im vorletzten Satz die 
Worte „Satz 3" durch „Satz 2" und im 
letzten Satz die Worte „Satz 4 “ durch 
„Satz 3" ersetzt. 

b) Im Absatz 2 werden im ersten Satz die Worte 
„Abweichend von Absatz 1 Ziff. 4 Sätze 3 
und 4" durch die Worte „Abweichend von 
Absatz 1 Ziff. 4 Sätze 2 und 3" ersetzt. 

2. In § 19 Abs. 2 werden die Worte „ein Betrag 
von 240 Deutsche Mark" durch die Worte „für 
das Kalenderjahr 1970 ein Betrag von 360 Deut- 
sche Mark und vom Kalenderjahr 1971 an ein 
Betrag von 480 Deutsche Mark" ersetzt. 

3. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Folgender Absatz 10 a wird eingefügt: 

„(10 a) Die Vorschrift des § 9 Abs. 1 Ziff. 4 
Satz 2 des Einkommensteuergesetzes in der 
Fassung vom 12. Dezember 1969 {Bundes- 
gesetzbl. I S. 2265) ist letztmals für den Ver- 
anlagungszeitraum 1970 anzuwenden. Beim 
Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit 
der Maßgabe, daß diese Vorschrift letztmals 
für das Kalenderjahr 1970 anzuwenden ist." 

b) Folgender Absatz 20 wird angefügt: 

„(20) Abweichend von § 39 Abs. 1 Satz 4 
ist in der für das Kalenderjahr 1970 geltenden 


Jahreslohnsteuertabelle der Arbeitnehmer- 
Freibetrag nur in der Höhe zu berücksichti- 
gen, die sich aus § 19 Abs. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes in der Fassung vom 12. De- 
zember 1969 (Bundesgesetzbl. I S. 2265) ergibt 
(240 Deutsche Mark). Soweit der für das Ka- 
lenderjahr 1970 geltende Arbeitnehmer-Frei- 
betrag von 360 Deutsche Mark hiernach nicht 
berücksichtigt wird, ist der Unterschieds- 
betrag (120 Deutsche Mark) beim Lohnsteuer- 
Jahresausgleich für das Kalenderjahr 1970 
vom maßgebenden Jahresarbeitslohn vor An- 
wendung der Jahreslohnsteuertabelle abzu- 
ziehen." 


Artikel 2 

Ergänzungsabgabegesetz 

Das Ergänzungsabgabegesetz vom 21. Dezember 
1967 (Bundesgesetzbl. I S. 1254) wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 3 Nr. 2 erhält die folgende Fassung: 

„2. soweit der Steuerabzug vom Arbeitslohn 
bei beschränkter Einkommensteuerpflicht 
(Lohnsteuerpflicht) vorzunehmen ist: 

nach der Lohnsteuer, die für den Lohn- 
zahlungszeitraum zu entrichten ist;". 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 wird die Zahl „32 040" 
durch die Zahl „64 080" ersetzt. 

bb) In Nummer 2 wird die Zahl „16 020" 
durch die Zahl „32 040" ersetzt. 

b) In Absatz 3 erhält Satz 1 die folgende Fas- 
sung: 

„Der bei der Berechnung der Ergänzungs- 
abgabe anzuwendende Hundertsatz darf im 
Fall des Absatzes 2 Nr. 1 nicht höher sein 
als einhalb Tausendstel des 64 000 Deutsche 
Mark, im Fall des Absatzes 2 Nr. 2 als ein 
Tausendstel des 32 000 Deutsche Mark über- 
steigenden Teils des unter Berücksichtigung 
des Absatzes 2 Satz 2 berichtigten zu ver- 
steuernden Einkommensbetrags." 
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8. Folgender § 12 wird eingefügt: 

12 

Der Bundesminister der Finanzen wird er- 
mächtigt, das Ergänzungsabgabegesetz in der 
neuen Fassung mit neuem Datum, unter neuer 
Überschrift und in neuer Paragraphenfolge be- 
kannntzumadien und dabei Unstimmigkeiten 
des Wortlauts zu beseitigen." 

9. Der bisherige § 12 wird § 13. 

10. Folgender § 14 wird angefügt: 

14 

Dieses Gesetz tritt mit Ablauf des 31. Dezem- 
ber 1971 außer Kraft. Es ist in der jeweils gel- 
tenden Fassung auf Tatbestände, die vor dem 
Außerkrafttreten verwirklicht worden sind, 
weiter anzuwenden. " 


c) Absatz 5 erhält die folgende Fassung: 

„(5) Die Ergänzungsabgabe zur Lohn- 
steuer bei beschränkter Einkommensteuer- 
pflicht (Lohnsteuerpflicht) ist nur zu erheben, 
wenn der Monatslohn bei unverheirateten 
Arbeitnehmern, die nicht mindestens vier 
Monate vor Beginn des Kalenderjahres das 
49. Lebensjahr vollendet haben und bei de- 
nen kein Kinderfreibetrag zu berücksichti- 
gen ist, 2835 Deutsche Mark, bei allen an- 
deren Arbeitnehmern 2905 Deutsche Mark 
übersteigt. Der Betrag von 2905 Deutsche 
Mark erhöht sich bei Arbeitnehmern, bei 
denen nach den lohnsteuerrechtlichen Vor- 
schriften Kinderfreibeträge zu berücksichti- 
gen sind, um 130 Deutsche Mark für das 
erste Kind, um 140' Deutsche Mark für das 
zweite Kind und um jeweils 150 Deutsche 
Mark für jedes weitere Kind. Wird Arbeits- 
lohn für einen vom Monat abweichenden 
Zeitraum gezahlt, so ist die Ergänzungsab- 
gabe zu erheben, wenn der auf einen Mo- 
natsbetrag umgerechnete Arbeitslohn den 
nach Sätzen 1 und 2 maßgebenden Betrag 
übersteigt. Von sonstigen Bezügen ist die 
Ergänzungsabgabe zu erheben, wenn der auf 
einen Monatsbetrag umgerechnete voraus- 
sichtliche Jahresarbeitslohn den nach Sät- 
zen 1 und 2 maßgebenden Betrag über- 
steigt." 

3. In § 5 werden die Worte „oder beim Lohn- 
steuer-Jahresausgleich" gestrichen. 

4. § 6 Abs. 2 wird gestrichen. 

5. § 7 Abs, 2 wird gestrichen. 

6. In § 9 wird das Wort „hat" durch die Worte 
„wird ermächtigt," ersetzt. 

7. § 11 erhält die folgende Fassung: 

„§ 11 

(1) Die vorstehende Fassung dieses Gesetzes 
ist für das Kalenderjahr 1971 anzuwenden. 

(2) Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn gilt 
Absatz 1 mit der Maßgabe, daß die vorstehende 
Fassung dieses Gesetzes bei laufendem Arbeits- 
lohn auf den Arbeitslohn anzuwenden ist, der 
für einen Lohnzahlungzeitraum gezahlt wird, 
der im Kalenderjahr 1971 endet, und auf son- 
stige Bezüge, die im Kalenderjahr 1971 zuflie- 
ßen. Beim Steuerabzug vom Kapitalertrag und 
beim Steuerabzug nach § 50 a Abs. 1 und 4 des 
Einkommensteuergesetzes gilt Absatz 1 mit der 
Maßgabe, daß die vorstehende Fassung dieses 
Gesetzes auf Kapitalerträge, Aufsichtsratsver- 
gütungen und Vergütungen anzuwenden ist, 
die im Kalenderjahr 1971 zufließen." 


Artikel 3 

Spar-Prämiengesetz 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 18. September 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1682), zuletzt geändert durch das Ge- 
setz zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur Förde- 
rung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer vom 

1970 (Bundesgesetzbl. IS....), wird 

wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 4 Nr, 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird die Zahl „2400" durch 
die Zahl „2700" ersetzt. 

b) In Buchstabe b wird die Zahl „3600" durch 
die Zahl „4050" ersetzt. 

c) In Buchstabe c wird die Zahl „4800" durch 
die Zahl „5400" ersetzt. 

2. In § 8 wird hinter Absatz 8 der folgende Ab- 
satz 9 angefügt: 

„(9) Die Vorschrift des § 2 Abs. 4 in der Fas- 
sung des Steueränderungsgesetzes 1970 vom 

1970 (Bundesgesetzbl. IS,...) gilt 

erstmals für die Berechnung des Betrags, der an 
die Stelle des zu versteuernden Einkommens- 
betrags für das Kalenderjahr 1970 tritt." 

Artikel 4 

W ohnungsbau-Prämiengesetz 

Das Wohnungsbau-Prämiengesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 18. September 1969 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1677), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Änderung des Zweiten Gesetzes zur För- 
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derung der Vermögensbildung der Arbeitnehmer 

vom 1970 (Bundesgesetzbi. I S. , . ,)r 

wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 4 Nr. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Buchstabe a wird die Zahl „2400" durch 
die Zahl „2700" ersetzt. 

b) In Buchstabe b wird die Zahl „3600" durch 
die Zahl „4050" ersetzt. 

c) In Buchstabe c wird die Zahl „4800" durch 
die Zahl „5400" ersetzt. 

2. In § 10 wird hinter Absatz 7 der folgende Ab- 
satz 8 angefügt: 

„(8) Die Vorschrift des § 3 Abs. 4 in der Fas- 
sung des Steueränderungsgesetzes 1970 vom 

1970 (Bundesgesetzbi. IS... .) gilt 

erstmals für die Berechnung des Betrags, der an 
die Stelle des zu versteuernden Einkommens- 
betrags für das Kalenderjahr 1970 tritt" 


Artikel 5 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbi. IS. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 6 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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